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«Es wird knapp» , 
Sprachenstreit Die Debatte über die Abschaffung des Frühfranzösisch im Thurgau wird mit Spannung erwartet. 

Wir haben die wichtigsten Fragen und Antworten zu diesem brisanten Geschäft zusammengetragen. 

Sebastian Keller 
sebastian.keller@thurgauerzeitung.ch 

Heute Morgen kommt es im Rat­
haus Frauenfeld zum Showdown: 
Der Thurgauer Grosse Rat berät, 
ob sich der Kanton vom Frühfran­
zösisch verabschieden soll. Es 
geht um einen neuen Artikel im 
Volksschulgesetz, der lautet: 
«Französisch wird als zweite 
Fremdsprache erst auf der Sekun­
darstufe 1 unterrichtet.» 

Wie läuft die Debatte ab? 
Zuerst wird über Eintreten debat­
tiert. Dabei geht es um die Frage, 
ob das Geschäft überhaupt 
behandelt werden soll. Tritt das 
Parlament nicht darauf ein, bleibt 
alles wie bisher: Englischunter­
richt ab der dritten, Französisch­
unterricht ab der fünften Klasse. 
Anhänger des Status quo werden 
versuchen, das Geschäft in die­
sem Stadium abzuwürgen. Das 
dürfte ihnen nicht gelingen. 

Wie sehen die politischen 
Mehrheitsverhältnisse aus? 
Das ist die Frage, um die sich im 
Vorfeld alles dreht. Einig sind 
sich die uneinigen politischen 
Lager nur in einem Punkt: «Es 
wird knapp!» Das zeigt eine Um­
frage bei den Fraktionspräsidien. 
Bei einem - hypothetisch - voll 
besetzten Parlamentmit130 Sit­
zen beträgt das absolute Mehr 
66 Stimmen. Die grösste Frak­
tion, die SVP mit 44 Sitzen, will 
die zweite Landessprache auf die 
Sekundarstufe verschieben. «Der 
grosse Teil unserer Fraktion wird 
für die Abschaffung des Früh­
französisch stimmen», sagt Ste­
phan Tobler (SVP, Neukirch). 
Auch die EDU-Fraktion ist für 
eine Anpassung des Sprachen­
unterrichts: «Wir sind nicht 
gegen das Französisch, sondern 
nur gegen Frühfranzösisch», sagt 
Daniel Frischknecht (EDU, 
Romanshorn). Auch die Griinen 
tendieren in diese Richtung. 
«Wohl aber kaum einstimmig», 
sagt Joe Brägger (GP, Amriswil). 
Gespalten ist die CVP /EVP-Frak­
tion. «Bei uns gibt es Stimmen für 
beide Seiten», sagt Ueli Müller 

Heute werden auch im Thurgauer Grossen Rat die Karten auf den Tisch gelegt. 

(CVP, Weinfelden). Die FDP 
dürfte mehrheitlich für den 
Status quo votieren. «Wir waren 
2014 gegen die Abschaffung des 
Frühfranzösisch, das wird jetzt 
kaum anders sein», sagt Carlo 
Parolari (FDP, Frauenfeld). Sonja 
Wiesmann (SP, Wigoltingen) 
sagt: «Wir sind für die Beibehal­
tungdes Frühfranzösisch.» Auch 
die GLP/BDP-Fraktion vertritt 
diese Meinung. «Mit 7 zu 3 Stim­
men», wie UeliFisch (GLP, Otto­
berg) sagt. Rechnet man das 
mögliche Stimmenverhältnis aus, 
bleibt als einzigverlässliche Aus­
sage nur: Es wird knapp, sehr 
knapp. 

Wie waren die Verhältnisse 
im August 2014, als der Vor­
stoss für die Abschaffung des 
Frühfranzösisch vom Grossen 
Rat angenommen wurde? 

Damals stand es 71:49 für die Ab­
schaffung des Frühfranzösisch. 
Hinter dem Ansinnen standen 
grosse Mehrheiten der Fraktio­
nen SVP, EDU/EVP und Griine; 
die damalige Fraktionsgemein­
schaft CVP/GLP war ebenfalls 
mehrheitlich dafür. Dagegen 
votierten FDP, SP und BDP. 

Können auch die Bürgerinnen 
und Bürger mitreden? 
Kippt der Grosse Rat das Fran­
zösisch vom Stundenplan der 
Primarschule, ist eine Volksab­
stimmung wahrscheinlich. Dem 
Behördenreferendum müssten 
mindestens 30 Kantonsräte zu­
stimmen. Einige haben bereits 
angekündigt, ein solches forcie­
ren zu wollen. Auch Bürger könn­
ten eine Abstimmung erwirken 
- mit dem Sammeln von 2000 
Unterschriften innerhalb von drei 

Monaten. In der letzten kantona­
len Volksabstimmung zu diesem 
Thema im Jahr 2006 sprachen 
sich die Thurgauer noch knapp 
für zwei Fremdsprachen an der 
Primarschule aus. 

Was sagtBundesratAiain 
Berset, der ja auch schon mit 
einer Bundesintervention 
gedroht hat? 
Nichts, zumindest zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht. Ein Sprecher 
aus seinem Departement lässt 
ausrichten, dass die Haltung des 
Bundesrates von Dezember 2016 
nach wie vor gültig sei. Damals 
gab die Landesregierung be­
kannt, vorerst auf eine Interven­
tion zu verzichten. Die Situation 
soll neu beurteilt werden, wenn 
ein Kanton von der gemeinsamen 
Sprachenstrategie abweicht. Ein 
Eingreifen hängt also auch davon 

Bild: Reto Martin 

ab, wie das Thurgauer Kantons­
parlament entscheidet. Vorsorg­
lich schickte der Bundesrat im 
Jahr 2016 drei mögliche Anpas­
sungen des Sprachengesetzes in 
die Vernehmlassung. Der Innen­
minister bevorzugte folgende: 
Der Unterricht in einer zweiten 
Landessprache hat auf der 
Primarschule zu beginnen und 
bis zum Ende der Oberstufe zu 
dauern. 

Ist das Frühfranzösisch auch 
anderswo unter Druck? 
Ja, oder vielmehr: zwei Fremd­
sprachen in der Primarschule. Im 
KantonZürichkommtam21.Mai 
die Initiative «Mehr Qualität -
eine Fremdsprache an der Pri­
marschule» zur Abstimmung. 
Auch in Luzern und Basel-Land 
stehen ähnliche Volksbegehren 
vor der Abstimmung. 

IV-Betrüger hoffen auf ein Schlupfloch 
Anklagebank Der Kanton versucht, Geld aus einem IV-Betrug einzufordern. Er zieht eine Frau vors Bezirksgericht 

Münchwilen, die sich ein Haus von einem Sozialhilfebetrüger überschreiben liess und ihn darin wohnen lässt. 

Das Thurgauer Sozialversiche- die Lebensgefährtin des Mecha- liches Wohmecht für den Mann tigen sei, da das Betreibungsbe- leistung angenommen wurde, be-
rungszentrum kämpft weiter nikers vor dem Münchwiler Be- wurde zwar später offenbar wie- gehren gegen seine Mandantin laste die Frau. Das Bezirksgericht 
gegen einen IV-Betrüger aus zirksgericht antraben. Bei ihr will der rückgängig gemacht, den- erst eingereicht wurde, nachdem Münchwilen fällte gestern noch 
Dussnang.185 000 Franken hat- das Sozialversicherungszentrum noch leben sie weiterhin zusam- Klage erhoben worden sei. «Es kein Urteil. 
te der Mechaniker seit einem Mo- rund die Hälfte des betrogenen men. kann ja nicht sein, dass die Kläge- Das Verwaltungsgericht ver-
torradunfall über Jahre hinweg Geldes einfordern. Um 92 000 

Urteil gegen Frau 
rin nachträglich versucht, ihre pflichtete 2010 den Dussnanger 

von der Invalidenversicherung Franken gehe es, erklärte Ge- Anträge zurechtzubiegen», argu- zur Rückzahlung der N-Leistun-
erhalten. Gleichzeitig arbeitete er richtspräsidentAlex Frei. Ein Be- steht noch aus mentierte der Anwalt. gen der Jahre 2003 bis 2008. Das 
aber 100 Prozent weiter. Damit treibungsbegehren sei im Januar Die kleine, rundliche Frau sagte Der Chef des Rechtsdiensts Obergericht hielt später fest, dass 
dies nicht aufflog, wickelte er die ausgestellt worden, gegen die Ex- kein Wort vor Gericht. Dass sie des Sozialversicherungszentrums die von 1998 bis 2003 bezogene 
Lohnzahlungen über Temporär- Frau des Betrügers. Sie musste sich keiner Schuld bewusst ist, sah hingegen «sämtliche Voraus- Rente auf dem Zivilweg einzufor-
firmen ab, die er zu diesem Zweck auf die Anklagebank, weil der machte ihr Anwalt deutlich. Er setzungen als erfüllt» und sprach dem sei, weshalb es schliesslich 
selber gründete. später verurteilte Mann ihr das sieht ein formaljuristisches von einem «überspitzten Forma- zur Klage gegen die Frau kam. 

Diese Masche ging so lange Haus überschrieb und sich da- Schlupfloch und verwies darauf, lismus». Dass zum Zeitpunkt der 
gut, bis jemand den Betrug bei nach von ihr scheiden liess. Ein dass die Klage des Sozial versiehe- Übertragung des Hauses das le- SilvanMeile 

der N meldete. Gestern musste damals vereinbartes lebensläng- rungszentrums nicht zu rechtfer- benslange Wohnrecht als Gegen- silvan.meile@thurgauerzeitung.ch 
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Bis jetzt ist es gut gegangen. 
Auch wenn ich jeden Morgen 
ein bisschen mehr befürchten 
muss, dass mein Auto auseinan­
derbrechen könnte. Nicht auf 
einem holprigen Feldweg, nein, 
sondern auf der Autobahn in 
Richtung Frauenfeld, zwischen 
Hüttlingen und Felben, dieser 
rund drei Kilometer langen 
Rumpelbahn. 

Erfahrene Pendler haben 
längst bemerkt, dass man hier, 
wenn man einigermassen heil in 
Frauenfeld ankommen will, auf 
der Überholspur fahren muss. 
Die ist um einiges besser beiein­
ander. Wer es nicht rechtzeitig 
schafft, der ist gut beraten, das 
Steuer etwas fester in die Hand 
zu nehmen. Dann geht's los: 
Rüttel, rüttel, rumpel, rumpel. 
Ein Schlagloch folgt dem nächs­
ten. Womöglich ist das ja als 
unbürokratische Art der Ge­
schwindigkeitsbegrenzung 
gedacht. Tatsächlich käme 
niemand auf die Idee, auf dieser 
Spur mehr als 120 zu fahren. 
Aber wie gesagt: Fährt ja eh 
alles links. 

Keine Ahnung, weshalb der 
Bund beschlossen hat, diese 
paar Kilometer Autobahn im 
Thurgau vor die Hunde gehen 
zu lassen. Ob es mangelndes 
Geld ist? Oder vielleicht eine 
indirekte Strafmassnahme 
aufgrund der hiesigen Frühfran­
zösisch-Verweigerungsgelüste? 
La premiere lei;:on: Wer nicht 
parieren will, soll wenigstens 
anständig durchgeschüttelt 
werden. 

Meine gewagteste Theorie ist 
eine andere: Die Schüttelbahn 
muss man als staatlich gelenkte 
Attacke auf den Einkaufstouris­
mus verstehen. Ja doch, wer will 
noch fremdeinkaufen, wenn der 
in Konstanz günstig erstandene 
Rahm - pardon: die Sahne -
spätestens auf der Höhe von 
Frauenfeld bereits zu Schlag­
rahm mutiert ist? Oder wenn die 
gut gerüttelte Bierbüchse aus 
deutschen Landen zu Hause 
reim Öffnen förmlich explo­

v diert? Schon erstaunlich, was 
man mit einer ausgeklügelten 
Infrastrukturpolitik alles er­
reichen kann! 

Christian Kamm 
christian.kamm@thurgauerzeitung.ch 

Jungfreisinnige 
sagen Nein 

Parole Einstimmig lehnen die 
Jungfreisinnigen Thurgau (JFTG) 
das Energiegesetz ab. Sie spre-
chen sich damit laut Medienmit-
teilung gegen eine zwanghafte, 
nationalistische Energiepolitik 
aus. Das Gesetz sei «ein Sammel-
surium von staatlichen Eingriffen 
und Abgaben». Ein Konsumwan-
de! sei nur ohne «staatlichen 
Brandbeschleuniger» und dafür 
mit privatem Innovationsgeist 
langfristigfinanzierbar. (red) 


